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Meinen Eltern 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2012 von der Juristi-
schen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München als Inaugu-
raldissertation angenommen. Sie befand sich zum Zeitpunkt der Abgabe 
auf dem Stand April 2012. Die weitreichenden Änderungen, die sich da-
nach noch ergaben – v. a. die Nachverhandlung des ersten Entwurfs für ein 
Abkommen über den Beitritt der EU zur EMRK und die für den EU-
Grundrechtsschutz wegweisenden EuGH-Urteile Åkerberg Fransson und 
Melloni – sind so weit eingearbeitet, wie sich dies mit der Aufrechterhal-
tung der ursprünglichen und von der Fakultät bewerteten Struktur verein-
baren ließ. Das Manuskript befindet sich nun auf dem Stand vom Februar 
2014. 

Mein besonderer Dank gilt meinem akademischen Lehrer Professor Dr. 
Rudolf Streinz, der die Arbeit nicht nur wohlwollend begleitete, sondern 
durch einen kontinuierlichen Dialog über die wesentlichen Inhalte maß-
geblich zu ihrem Gelingen beitrug.  

Weiter möchte ich Herrn Professor Dr. Christian Walter für die zügige 
Erstellung des Zweitgutachtens danken. Ihm und Herrn Professor Dr. Thilo 
Marauhn danke ich zudem für die Aufnahme in ihre Schriftenreihe Jus 
Internationale et Europaeum. Darüber hinaus danke ich der Juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München für die Verleihung 
des Fakultätspreises 2013. 

Hervorheben möchte ich auch das lehrstuhlübergreifend ausgezeichnete 
Arbeitsklima am Institut für Politik und Öffentliches Recht der Ludwig-
Maximilians-Universität München, das stets Gelegenheit zum fruchtbaren 
Austausch bot und mich über manche Durststrecke hinwegtrug. 

Nicht zuletzt gebührt ein besonderer Dank meiner Schwester Isolde für 
die sorgfältige Durchsicht des Manuskripts sowie meinen lieben Eltern, die 
mir meinen akademischen Werdegang erst ermöglichten. Ihnen ist dieses 
Buch gewidmet. 

München, im März 2014 Walther Michl
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Einleitung 

„And what is the plight to which Europe has been reduced? Some of the smaller States 
have indeed made a good recovery, but over wide areas a vast quivering mass of tor-
mented, hungry, care-worn and bewildered human beings gape at the ruins of their cities 
and their homes, and scan the dark horizons for the approach of some new peril, tyranny 
or terror. Among the victors there is a babel of voices; among the vanquished the sullen 
silence of despair. That is all that Europeans, grouped in so many ancient states and na-
tions, that is all that the Germanic races have got by tearing each other to pieces and 
spreading havoc far and wide. Indeed but for the fact that the great Republic across the 
Atlantic Ocean has at length realised that the ruin or enslavement of Europe would in-
volve their own fate as well, and has stretched out hands of succour and of guidance, but 
for that the Dark Ages would have returned in all their cruelty and squalor. Gentlemen, 
they may still return. 

Yet all the while there is a remedy which, if it were generally and spontaneously 
adopted by the great majority of people in many lands, would as if by a miracle transform 
the whole scene, and would in a few years make all Europe, or the greater part of it, as 
free and as happy as Switzerland is today. What is this sovereign remedy? It is to recreate 
the European Family, or as much of it as we can, and to provide it with a structure under 
which it can dwell in peace, in safety and in freedom. We must build a kind of United 
States of Europe.“ 

Winston Churchill, Rede an der Universität Zürich, 19. September 1946 

Diese Vision einer europäischen Einigung, die nach dem unendlichen Leid 
zweier in Europa ausgelöster Weltkriege die Völker des Kontinents mitei-
nander versöhnen und in eine friedliche Zukunft führen sollte, teilt sich 
seit mehr als einem halben Jahrhundert auf zwei Zwillingsinstitutionen1

auf. Auf der einen Seite steht der bereits von Churchill selbst ins Auge 
gefasste und schließlich am 5. Mai 1949 gegründete Europarat. Er dient als 
internationale Organisation für den politischen Überbau, ein regionales 
Forum zur Untermauerung der Vereinten Nationen, dessen Aufgabe es 
ausweislich des Art. 1 lit. a seiner Satzung ist, „eine engere Verbindung 
zwischen seinen Mitgliedern zum Schutze und zur Förderung der Ideale 
und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden, herzustellen und ihren 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu fördern.“ Seine wichtigste Er-
rungenschaft ist die am 4. November 1950 in Rom unterzeichnete Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (kurz: Europäi-
sche Menschenrechtskonvention/EMRK), deren Zielsetzung eine praktisch 

                                                 
1 T. Streinz, in: de Waele/Kuipers (Hrsg.), The European Union's Emerging Internati-

onal Identity, 2013, S. 101. 
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wirksame und effektive Gewährleistung des Kernbestands gemeinsamer 
europäischer Grundrechtsstandards darstellt. Auf der anderen Seite steht 
die Europäische Union, deren Kern noch immer auf die am 25. März 1957 
unterzeichneten Römischen Verträge zur Schaffung einer wirtschaftlichen 
Einheit zurückgeht. Mit dem Voranschreiten der ökonomischen Integration 
durch die Vertiefung des Gemeinsamen Markts und die Errichtung des 
Binnenmarkts sowie mit dem Ausgreifen des Unionsrechts auf nicht-
ökonomische Bereiche wie beispielsweise den Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts ist die EU der ursprünglichen Konzeption einer 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft weit entwachsen und hat selbst 
Elemente des politischen Überbaus für Europa angenommen. Der gewich-
tigste Unterschied zwischen der EU und dem Europarat besteht daher we-
niger in den Materien, die in den jeweiligen Organisationen behandelt 
werden, sondern vielmehr in der auf Anwendungsvorrang und unmittelbare 
Wirkung zurückzuführenden Durchsetzungsfähigkeit unionsrechtlicher 
Verpflichtungen in den meisten Sachgebieten.2 Damit verbunden ist nicht 
nur ein struktureller Bedeutungsverlust des nationalen Rechts, inklusive 
des nationalen Verfassungsrechts, sondern auch die Wahrnehmung der 
Europaratsinstrumente unter Einschluss der EMRK als europäisches Recht 
zweiter Klasse, dem die mitgliedstaatlichen Rechtsanwender bei weitem 
nicht die gleiche Aufmerksamkeit schenken wie dem Recht der Union. 

Mit dem von Art. 6 Abs. 2 EUV vorgeschriebenen und aufgrund des 
14. Zusatzprotokolls zur EMRK gestatteten Beitritt der Europäischen Uni-
on zur Europäischen Menschenrechtskonvention wird sich zwar weder der 
strukturelle Unterschied zwischen EU und Europarat noch das Behar-
rungsvermögen der Juristen in den einzelnen Mitgliedstaaten fundamental 
ändern. Dennoch wohnt einem solchen Schritt das Potential zu einer histo-
rischen Zäsur inne, wird doch eine weit über die bislang eher kümmerliche 
institutionelle Zusammenarbeit3 hinausreichende Verbindung zwischen den 
beiden europäischen Organisationen geschaffen, die es einem Organ des 
Europarats, dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), 
erlauben soll, über die Vereinbarkeit der Handlungen der EU mit dem ge-
meineuropäischen Menschenrechtsstandard zu befinden. 

Vor diesem Hintergrund wird die vorliegende Arbeit in einem ersten 
Schritt darlegen, inwieweit die Rechtsprechung der beiden Europäischen 
Gerichtshöfe vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon das Bedürfnis für 
eine externe Kontrolle des Unionshandelns am Maßstab der EMRK ge-
weckt hat (1. Teil). In einem zweiten Schritt soll aufgezeigt werden, wie 
die operative Politik mit dem Bedürfnis nach einer solchen Überprüfbar-
                                                 

2 Mader, AVR 2011, 435 (449). 
3 Vgl. dazu Mader, AVR 2011, 435 (451 ff.); Schmalenbach, in: Calliess/Ruffert, 

EUV/AEUV, 4. Aufl. 2011, Art. 220 AEUV Rn. 15. 
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keit umgegangen ist, insbesondere mit welchen Erwartungen und Anforde-
rungen die Erarbeitung der Beitrittsverpflichtung in Art. 6 Abs. 2 EUV im 
Hinblick auf den Individualgrundrechtsschutz verbunden war (2. Teil). 
Daran anschließend soll ein besonderer Blick auf das Herzstück der künf-
tigen Verbindung zwischen EU und EMRK geworfen werden, indem der 
im mittlerweile finalisierten Entwurf über ein Beitrittsabkommen vorgese-
hene Ablauf des Individualbeschwerdeverfahrens in Angelegenheiten mit 
Bezug zum EU-Recht vor dem Hintergrund der bisherigen EGMR-
Rechtsprechung sowie der auf Unionsseite gewachsenen politischen und 
juristischen Anforderungen kritisch gewürdigt wird (3. Teil). Abschließend 
soll untersucht werden, wie die EMRK materiell in das unionsrechtliche 
Mehrebenensystem eingepasst wird. Zu diesem Zweck soll insbesondere 
die neueste Rechtsprechung des EuGH seit Eintritt der Rechtsverbindlich-
keit der Grundrechtecharta durch Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
(vgl. Art. 6 Abs. 1 EUV) am 1. Dezember 2009 unter besonderer Berück-
sichtigung möglicher Einflüsse der künftigen externen Kontrolle durch den 
EGMR beleuchtet werden (4. Teil). 





Kapitel 1 
Kapitel 1: Bedürfnis nach externer EMRK-basierter Kontrolle 

Die Entwicklung des Bedürfnisses nach externer  
Kontrolle am Maßstab der EMRK aus der  

Rechtsprechung der Europäischen Gerichtshöfe 

Ausgangspunkt der Untersuchung soll das vor Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon existierende Spannungsverhältnis zwischen der hauptsäch-
lich vom deutschen Bundesverfassungsgericht angetriebenen einseitigen 
Rezeption der EMRK in der Rechtsprechung des EuGH und der sehr ein-
geschränkten, aber doch vorhandenen Überprüfung des Grundrechtsstan-
dards in europarechtlich geprägten Rechtssachen durch den EGMR und die 
frühere EKMR sein. Wie aufzuzeigen sein wird, ergibt sich schon aus den 
hierbei entstandenen Friktionen das Desiderat eines Beitritts der EU zur 
EMRK. 

A. Einbindung der EMRK in die alte EG-Rechtsordnung durch 
den EuGH 

A. Einbindung der EMRK in die alte EG-Rechtsordnung

Die entscheidenden Impulse für die Entwicklung konventionsbasierter 
„Gemeinschaftsgrundrechte“ kamen zunächst aus der Rechtsprechung so-
wohl des EuGH als auch des Bundesverfassungsgerichts zum europäischen 
Grundrechtsschutz. 

I. Anfänge des Grundrechtsschutzes in der EuGH-Rechtsprechung und 
Solange I 

Deren Wurzeln reichen zurück bis in die Entstehungsphase der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft. 

1. Frühe EuGH-Rechtsprechung 

Nachdem der EuGH in einem seiner frühesten Urteile (vom 4. Februar 
1959, Rechtssache Storck) auf die Rüge eines Verstoßes gegen Art. 2 und 
12 des Grundgesetzes hin noch ausgeführt hatte, dass er auf Vorwürfe ei-
ner Grundrechtsverletzung (aufgrund ihrer Eigenschaft als „Grundsätze des 
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deutschen Verfassungsrechts“) nicht eingehen könne,1 fanden sich die ers-
ten zarten Ansätze für einen gemeinschaftsrechtlichen Grundrechtsschutz 
im Urteil in der Rechtssache Stauder vom 12. November 1969. Dort er-
wähnte der EuGH zum ersten Mal überhaupt, dass die Grundrechte in den 
allgemeinen Grundsätzen der damaligen Gemeinschaftsrechtsordnung ent-
halten seien, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern habe.2

Ein Jahr später, in der Entscheidung Internationale Handelsgesellschaft 
vom 17. Dezember 1970, widmete der Gerichtshof dem „Grundrechts-
schutz in der Gemeinschaftsrechtsordnung“ einen ganzen Abschnitt, in 
dem er die gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten 
als maßgebliche Rechtserkenntnisquelle für europarechtliche Gewährleis-
tung der Grundrechte benannte, aber zugleich betonte, diese müssten sich 
„in die Struktur und die Ziele der Gemeinschaft einfügen“.3

2. Solange I 

Da der EuGH in der gleichen Entscheidung jegliche Prüfung von EWG-
Rechtsakten am Maßstab nationaler Grundrechte kategorisch ausschloss 
und den Vorrang des Gemeinschaftsrechts auch vor den Verfassungen der 
Mitgliedstaaten reklamierte,4 kam es alsbald zur ersten juristischen Belas-
tungsprobe für den europäischen Integrationsprozess vor dem Bundesver-
fassungsgericht. Nach einem bereits zuvor gegenüber der EuGH-
Rechtsprechung ergangenen Warnschuss in der Entscheidung der italieni-
schen Corte costituzionale vom 27. Dezember 19735 setzte der Zweite Se-
nat des Bundesverfassungsgerichts zu einem Paukenschlag an. Er stellte 
sich im berühmten Solange-I-Beschluss vom 29. Mai 1974 gegen den vom 
EuGH postulierten absoluten Vorrang des Gemeinschaftsrechts auch in 
Grundrechtsfragen und stützte sich maßgeblich auf das Fehlen eines ge-
schriebenen Grundrechtskatalogs: Der Grundrechtsteil des Grundgesetzes 
sei ein unaufgebbares, zur Verfassungsstruktur des Grundgesetzes gehö-
rendes Essentiale der geltenden Verfassung der Bundesrepublik Deutsch-
land.6

Demgegenüber entbehre das Gemeinschaftsrecht noch eines kodifizier-
ten Grundrechtskatalogs, dessen Inhalt ebenso zuverlässig und für die Zu-
kunft unzweideutig feststehe wie der des Grundgesetzes und deshalb einen 
Vergleich und eine Entscheidung gestatte, ob der in der Gemeinschaft all-
gemein verbindliche Grundrechtsstandard des Gemeinschaftsrechts auf die 
                                                 

1 EuGH, Rs. 1/58, Stork, Slg. V (1958/59), 45 (63). 
2 EuGH, Rs. 29/69, Stauder, Slg. 1969, 419 Rn. 7. 
3 EuGH, Rs. 11/79, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 1125 Rn. 4. 
4 Ebenda, Rn. 3. 
5 Corte costituzionale, Rs. 183/73, Frontini, EuR 1974, 255. 
6 BVerfGE 37, 271 (280) – Solange I. 
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Dauer dem Grundrechtsstandard des Grundgesetzes derart adäquat sei, 
dass die damals von Art. 24 GG gezogene Grenze nicht überschritten wer-
de.7 Solange ein solcher nicht etabliert sei, gelte ein Vorbehalt gegenüber 
der Vorrang-Rechtsprechung des EuGH.8

Ein möglicher Weg zur Abwendung des drohenden Konfliktfalls zwi-
schen den Vorgaben des EuGH und denen des Bundesverfassungsgerichts 
war bereits im Sondervotum der Richter Dr. Rupp, Hirsch und Wand ange-
legt: Diese verwiesen darauf, dass aufgrund der kurz vor Erlass des Be-
schlusses am 3. Mai 1974 erfolgten 
„Ratifikation der Europäischen Menschenrechtskonvention und des Zusatzprotokolls vom 
20. März 1952 durch Frankreich nunmehr alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaften auch 
Vertragspartner der Konvention sind. Deshalb ist damit zu rechnen, daß der Gerichtshof 
auch die in der Konvention und im Zusatzprotokoll enthaltenen Bestimmungen zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten zur Konkretisierung der ‚allgemeinen 
Rechtsgrundsätze, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind‘, heran-
ziehen wird“.9

3. Heranziehung der EMRK als Hauptgrundrechtsquelle

Für diese Annahme konnten sich die Verfasser des Sondervotums – auf-
grund des engen zeitlichen Zusammenhangs wohl im Gegensatz zur Se-
natsmehrheit10 – auf eine Passage im nur 15 Tage vor dem Solange-I-
Beschluss verkündeten EuGH-Urteil in der Rechtssache Nold vom 14. Mai 
1974 stützen.11 Nachdem die Klägerin sich für die angestrebte Nichtiger-
klärung einer Kommissionsentscheidung auf die Grundrechte auf Eigentum 
und freie Berufsausübung berufen und diese neben dem Grundgesetz und 
den Verfassungen anderer Mitgliedstaaten auch in der EMRK bzw. ihrem 
Ersten Zusatzprotokoll verortet hatte,12 ließ auch der EuGH zumindest indi-
rekt die Bereitschaft erkennen, die Konvention als Rechtserkenntnisquelle 
heranzuziehen. Er betonte, dass auch die internationalen Verträge über den 
Schutz der Menschenrechte, an deren Abschluss die Mitgliedstaaten betei-

                                                 
7 BVerfGE 37, 271 (280) – Solange I. 
8 Ebenda. 
9 BVerfGE 37, 271 (294) – Solange I, Sondervotum. 
10 Für diese Annahme spricht insbesondere die Erwähnung des Nold-Urteils als aus 

Sicht des Grundgesetzes wesentlicher Schritt für den gemeinschaftlichen Grundrechts-
schutz im Solange-II-Beschluss, BVerfGE 73, 339 (379). 

11 Vgl. darüber hinaus bzgl. des ähnlichen zeitlichen Zusammenhangs zwischen der 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde durch Frankreich am 3. 5. 1974 und der Verkün-
dung des Nold-Urteils am 14. 5. 1974 S. Winkler, Der Beitritt der Europäischen Gemein-
schaften zur Europäischen Menschenrechtskonvention, 2000, S. 25. 

12 Vgl. EuGH, Rs. 4/73, Nold, Slg. 1974, 491 Rn. 12. 


